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Bieteranlage 3 – Besondere Vertragsbedingungen nach dem Bundestariftreuegesetz
Zustellung von Briefsendungen bis 1.000 Gramm und Paketen sowie Anlieferung von Sendungen aus dem Postfach des Jobcenters · Leistungszeitraum 01.01.2027 bis 31.12.2028
Diese Besonderen Vertragsbedingungen entsprechen wörtlich der Mustervorlage des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 24.04.2026 (Rundschreiben des Bundesamtes für Soziale Sicherung vom 15.05.2026). 
Sie werden nach § 3 des Bundestariftreuegesetzes als Ausführungsbedingung verbindlich vorgegeben und sind Bestandteil des Vertrages. Der Bieter erkennt sie mit Abgabe seines Angebotes an; der Vordruck ist unterschrieben mit dem Angebot einzureichen (Teil E Nr. 18).
1 Tariftreueversprechen nach § 3 des Bundestariftreuegesetzes
(1) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, den zur Leistungserbringung eingesetzten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern für die Dauer, in der sie in Ausführung des öffentlichen Auftrags oder der Konzession tätig sind, mindestens die Arbeitsbedingungen zu gewähren, die die jeweils einschlägige Rechtsverordnung nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes festsetzt (Tariftreueversprechen).
(2) Für den Auftragnehmer folgt aus dem Tariftreueversprechen nach Absatz 1 keine Verpflichtung, soweit und solange er nicht unter den Anwendungsbereich einer Rechtsverordnung nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes fällt.
2 Nachweispflichten und Kontrolle
(1) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, mittels geeigneter Unterlagen zu dokumentieren, dass er sein Tariftreueversprechen nach Nummer 1 einhält. Die Dokumentationspflicht gilt nicht, wenn der Auftragnehmer nach § 10 Absatz 1 Satz 1 des Bundestariftreuegesetzes zertifiziert worden ist.
(2) Die Einhaltung der besonderen Vertragsbedingungen nach dieser Anlage wird durch die Prüfstelle Bundestariftreue (§ 8 des Bundestariftreuegesetzes) kontrolliert.
(3) Im Falle einer Kontrolle durch die Prüfstelle Bundestariftreue verpflichtet sich der Auftragnehmer,
– die Kontrolle zu dulden,
– die für die Kontrolle erheblichen Auskünfte zu erteilen,
– die nach Absatz 2 zu erstellenden Nachweise oder ein Zertifikat nach § 10 Absatz 1 Satz 1 des Bundestariftreuegesetzes sowie weitere Unterlagen auf Anforderung der Prüfstelle vorzulegen,
– die Datenverarbeitung über die Deutsche Rentenversicherung zu ermöglichen,
– auf Verlangen der Prüfstelle Bundestariftreue das Betreten der Grundstücke und der Geschäftsräume zu dulden sowie
– datenschutzrechtlichen Voraussetzungen für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten der eingesetzten Beschäftigten zu Zwecken der Kontrolle zu erfüllen, indem er diese insbesondere über die Möglichkeit von Kontrollen unterrichtet und aufklärt.
(4) Der Auftragnehmer trägt eigene durch eine Kontrolle verursachte Kosten selbst.
3 Einsatz von Nachunternehmern und Verleihern
(1) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, von Nachunternehmern und von ihm oder von Nachunternehmern beauftragten Verleihern zu verlangen und durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass die Nachunternehmer und von ihm oder von Nachunternehmern beauftragten Verleiher ihre Pflichten nach § 4 Absatz 1 und 3 des Bundestariftreuegesetzes erfüllen.
(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 gilt auch dann, wenn für den Auftragnehmer selbst keine Rechtsverordnung nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes einschlägig ist. In Bezug auf die Nachunternehmer und Verleiher gilt Nummer 1 Absatz 2 entsprechend.
(3) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, mit von ihm unterbeauftragten Nachunternehmern und Verleihern die in Nummer 2 Absatz 3 geregelten Mitwirkungspflichten und die Regelung zur Kostentragung nach Nummer 2 Absatz 4 zu vereinbaren und sicherzustellen, dass eine entsprechende Vereinbarung zwischen den von den Nachunternehmern oder Verleihern beauftragten weiteren Nachunternehmern oder Verleihern getroffen wird.



Ergänzende Hinweise des Auftraggebers
Diese Hinweise sind nicht Bestandteil der amtlichen Mustervorlage. Für die Branche Briefdienstleistungen ist zum Zeitpunkt der Bekanntmachung keine Rechtsverordnung nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes erlassen. Nach Nummer 1 Absatz 2 folgt daraus für den Auftragnehmer vorerst keine Verpflichtung. Tritt während der Vertragslaufzeit eine einschlägige Rechtsverordnung in Kraft, greift die Verpflichtung ab deren Geltung; ein Anspruch auf Anpassung der angebotenen Preise entsteht dadurch nicht, da diese Festpreise je Vertragsjahr sind (Teil F IV, § 4 des Vertragsentwurfs). Die Pflichten nach Nummer 3 gelten unabhängig davon. Das Mindestlohngesetz bleibt in jedem Fall anwendbar.
Anerkennung durch den Bieter
Der Bieter erkennt die vorstehenden Besonderen Vertragsbedingungen nach dem Bundestariftreuegesetz als Bestandteil des Vertrages an.
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